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Aktuelle Aufgaben der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht 
der Staatsanwaltschaft
GERHART MÜLLER, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Die auf der 10. Tagung des Zentralkomitees der SED 
gegebene Orientierung, sich stets und in allem von den 
Gesamtinteressen der Deutschen Demokratischen Republik 
leiten zu lassen1, beinhaltet die von der Partei wiederholt 
bekräftigte Forderung nach unbedingter Achtung der Ge­
setze. Niemandem ist es erlaubt, sich — aus welchen Gründen 
auch immer, auch nicht aus sog. Zweckmäßigkeitserwä­
gungen zur Durchsetzung betrieblicher, zweiglicher, regio­
naler oder partieller, den gesellschaftlichen Erfordernissen 
entgegenstehender Sonderinteressen — über bestehende ge­
setzliche Forderungen hinwegzusetzen. Das sozialistische 
Recht ist vom Standpunkt der den Interessen der macht- 
ausübenden Arbeiterklasse und des ganzen werktätigen 
Volkes dienenden einheitlichen Staatspolitik selbst Aus­
druck höchster Zweckmäßigkeit und für jedermann ver­
bindlich.

Die zunehmende Bedeutung, die das sozialistische Recht 
als Instrument der staatlichen Leitung der sozialistischen 
Gesellschaft erlangt, gebietet es, die Garantien für seine 
strikte Einhaltung immer wirksamer zur Geltung zu brin­
gen. Eine dieser Garantien ist die staatsanwaltschaftliche 
Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht. Sie wird weder durch 
die gewachsene Eigenverantwortung der Staats- und Wirt­
schaftsorgane für die Gewährleistung der Gesetzlichkeit 
noch durch die spürbar größer gewordenen gesellschaft­
lichen Aktivitäten zur bewußten Rechtsverwirklichung 
eingeschränkt.

Einheit von Strafverfolgung, Allgemeiner 
Gesetzlichkeitsaufsicht und Rechtspropaganda

Gegenwärtig wird die Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht 
vorrangig darauf konzentriert, solche Rechtsverletzungen 
aufzudecken, zu beseitigen und ihnen wirkungsvoll vor­
zubeugen, durch die Straftaten begünstigt werden.2 Glei­
chermaßen wenden wir die rechtlichen Mittel der Allge­
meinen Gesetzlichkeitsaufsicht (z. B. das Untersuchungs­
verlangen, den Protest und Hinweis, das Verlangen auf 
Wiedergutmachung des Schadens und auf Einleitung eines 
Disziplinär- oder Ordnungsstrafverfahrens) an, um auf 
Rechtsverletzungen bzw. auf entsprechende Verdachts­
gründe zu reagieren, die der Staatsanwaltschaft durch 
Eingaben der Bürger oder durch andere Informationen 
bekanntgeworden sind.

Enorme Anstrengungen erfordert die hauptsächliche 
Aufgabe der Staatsanwaltschaft, die Kriminalitätsbekämp­
fung und -Vorbeugung immer wirksamer zu gestalten. Das 
schließt die Notwendigkeit ein, die Ursachen und begün­
stigenden Bedingungen der Straftaten aufzudecken und zu 
beseitigen. Nicht selten handelt es sich hier um Rechts­
verletzungen, auf die vom Staatsanwalt mit den recht­
lichen Mitteln der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht 
reagiert werden muß, soweit nicht bereits vom Unter­
suchungsorgan entsprechende Maßnahmen zu ihrer Besei­
tigung in die Wege geleitet worden sind.

Dabei fällt aber, wie Überprüfungen ergaben, noch 
manches „unter den Tisch“. Das muß verändert werden. 
Die Aufdeckung straftatbegünstigender Rechtsverletzungen 
und ihre konsequente Beseitigung ist nicht in das Ermes­
sen des Staatsanwalts gestellt, sondern ist gesetzliche 
Pflicht, ist Verfassungsauftrag des Staatsanwalts.

Es wäre ein Widersinn, irgendwo mit relativ großem 
Aufwand nach Rechtsverletzungen zu suchen, wenn inso­

weit die Strafverfahren nicht bzw. nicht voll ausgeschöpft 
werden. Hier liegen beträchtliche Reserven für die notwen­
dige Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der All­
gemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht. Die Erschließung dieser 
Reserven wurde durch den Generalstaatsanwalt der DDR 
zu einer Aufgabe von hohem Rang erklärt.

Es geht dabei um die Erhöhung der Wirksamkeit des 
Strafverfahrens und damit um die Wirksamkeit der Kri­
minalitätsbekämpfung und -Vorbeugung überhaupt. Es 
geht aber auch — und das darf nicht übersehen werden — 
generell um die Erhöhung des Einflusses der Staatsan­
waltschaft auf die strikte Einhaltung und einheitliche An­
wendung unseres Rechts als einem Mittel zur Durchset­
zung der Politik der Arbeiter-und-Bauern-Macht. Diese 
prinzipielle Aufgabenstellung, die sich aus der Verfassung 
und dem Staatsanwaltschaftsgesetz ergibt und die man 
nicht allein und nicht in erster Linie mit den Erfordernis­
sen der Kriminalitätsvorbeugung erklären kann, hat sich 
durch die Orientierung, die Allgemeine Gesetzlichkeitsauf­
sicht vor allem aus dem Strafverfahren heraus zu ver­
stärken, nicht geändert.

Dem haben die Staatsanwälte in ihrer Arbeit voll Rech­
nung zu tragen. Das bedeutet, sich nicht mit der Anwen­
dung der rechtlichen Mittel der Allgemeinen Gesetzlich­
keitsaufsicht auf das einzelne Strafverfahren oder die Ein­
gabe eines Bürgers zu begnügen. Mehr denn je kommt es 
jetzt darauf an, die analytische Arbeit zu entwickeln. Um 
eine hohe gesellschaftliche Wirksamkeit zu erreichen, ist 
es notwendig, die wesentlichen Ergebnisse und Erfahrun­
gen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht systematisch 
und regelmäßig zu analysieren und die so gewonnenen 
Erkenntnisse über Rechtsverletzungen und ihre Ursachen 
auf Kreis-, Bezirks- und zentraler Ebene planmäßig dazu 
zu nutzen, das allgemeine Niveau der Gesetzlichkeit zu 
heben.

Zusammenfassend ist hierzu festzustellen, daß die ge­
samte Tätigkeit der Staatsanwaltschaft, in der die Leitung 
des Kampfes gegen Straftaten naturgemäß den größten 
Raum einnimmt, eine untrennbare Einheit bildet. Die 
Spezifik der einzelnen Aufsichtszweige, wie z. B. die unter­
schiedlichen Gegenstände der Aufsicht über die Gesetz­
lichkeit im Strafverfahren und der Allgemeinen Gesetz­
lichkeitsaufsicht, bedeutet nicht, diese Aufsichtszweige zu 
verselbständigen. Vielmehr kommt es darauf an, die Kraft 
der Staatsanwaltschaft unter Ausschöpfung aller ihr zu 
Gebote stehenden rechtlichen Mittel möglichst geschlossen 
ins Feld zu führen und auf einheitliche Schwerpunkte aus­
zurichten. Das ist, wie die Erfahrung bestätigt, eine ent­
scheidende Bedingung für eine hohe gesellschaftliche Wirk­
samkeit unserer gesamtstaatsanwaltschaftlichen Auf­
sichtstätigkeit. In diesem Sinne muß auch die Einheit von 
Strafverfolgung, Allgemeiner Gesetzlichkeitsaufsicht und 
Rechtspropaganda verstanden werden.

Lebensnahe Gestaltung
der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht

Bekanntlich ist in der sozialistischen Gesellschaft die be­
wußte und freiwillige Einhaltung der Rechtsnormen die 
Hauptform und zugleich eine wesentliche Garantie der 
Rechtsverwirklichung. Die Leninsche These, daß sich die 
sozialistische Gesetzlichkeit nur erfolgreich durchsetzen 
läßt, wenn die Massen der Arbeiter und Bauern mithel­
fen3, erweist sich auch in unseren Tagen als voll gültig.


